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1. DATENÜBERMITTLUNG SVT –
MV-KASSE

Nach § 6 Abs 1 des BMVG („BMVG“)2) sind die Bei-
träge für die Mitarbeitervorsorgekassen („MV-Kas-
sen“) an die zuständigen Träger der Krankenversiche-
rung zu überweisen, die mit der Administrierung der
Beitragszahlungen betraut sind. Die Sozialversiche-
rungsträger („SVT“) verfügen über die für die MV-
Kassen relevanten Daten schon aufgrund ihrer gesetz-
lichen Tätigkeit nach dem ASVG.3) Nach § 27 Abs 4
und 5 BMVG sind die SVT verpflichtet, die Stamm-
daten der anwartschaftsberechtigten Arbeitnehmer
(„AN“), der Arbeitgeber („AG“), Beginn, Ende und
Beendigungsgrund jedes Arbeitsverhältnisses und
weitere Daten den MV-Kassen in automationsunter-
stützter Form im Wege des Hauptverbandes zur Ver-
fügung zu stellen. Die MV-Kassen dürfen diese Daten
nach § 27 Abs 6 BMVG auch aus Eigenem für vorde-
finierte Zwecke von den SVT im Wege des Hauptver-
bandes ermitteln, und es darf ihnen dafür von den
SVT sogar ein Online-Zugriff eingeräumt werden.

Die Zulässigkeit der Übermittlung bzw des On-
line-Zugriffs ist nach § 7 Abs 2 DSG 2000 zu beur-
teilen: Da die Beitragszahlungen von den SVT einge-

hoben werden, sind diese zur Verarbeitung der dafür
notwendigen Daten befugt.4) Die MV-Kassen haben
ihre gesetzliche Grundlage zur Datenverarbeitung im
BMVG; eine Glaubhaftmachung für die Übermitt-
lung der Daten zwischen SVT und MV-Kasse ist da-
her nicht erforderlich.5) § 27 Abs 4 bis 6 BMVG ent-
halten ausdrückliche gesetzliche Verpflichtungen iSd
§ 8 Abs 1 Z 1 DSG 2000, sodass auch die schutzwür-
digen Geheimhaltungsinteressen der betroffenen AN
nicht beeinträchtigt sind.6)

§ 27 Abs 1 bis 3 BMVG bestimmen, dass die
MV-Kassen mit einem Versicherungsunternehmen
eine Kooperation eingehen müssen, und diesem die
Daten der AN in indirekt personenbezogener, also
„anonymisierter“ Form übermitteln, damit es eine

Dr. Rainer Knyrim ist Juniorpartner der Kanzlei Schönherr Rechtsan-
wälte.
1) Ich bin Dr. Bernhard Gruber, FEEI, für wertvolle Hinweise zu die-

sem Artikel zu Dank verpflichtet.
2) BGBl I 2002/100.
3) Siehe zB die Datenübermittlungspflicht in § 34 ASVG.
4) § 7 Abs 2 Z 1 DSG 2000.
5) § 7 Abs 2 Z 2 DSG 2000.
6) § 7 Abs 2 Z 3 DSG 2000. Aus grundrechtlicher Sicht sind § 27

Abs 4 bis 6 mE unproblematisch.

Betriebliches Mitarbeiter-
vorsorgegesetz und Datenschutz
Das BMVG enthält verschiedene Bestimmungen zur Übermittlung von Arbeitnehmer-
daten, insb an die Sozialversicherungsträger, die Mitarbeiterversorgungskasse und die
Versicherungsunternehmen. Der folgende Beitrag untersucht, was dabei zu beachten
ist.1)
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sich aus diesen Bestimmungen nicht erkennen. Der
Begutachtungsentwurf des BMVG enthielt, wie unter
1. gesagt, an Stelle der Mitwirkungsverpflichtung des
§ 13 BMVG eine Meldepflicht, die die Meldung einer
Reihe von Daten vom Arbeitgeber an die MV-Kasse
vorsah. Da die RV im Unterschied zum Begutach-
tungsentwurf die Einhebung und Administration der
Beiträge den Trägern der Krankenversicherung an-
statt der MV-Kasse aufträgt9) und die MV-Kassen von
den SVT sämtliche Daten erhalten,10) ist nicht klar,
ob und welche Daten die MV-Kassen vom AG oder
AN nach § 11 Abs 2 Z 5 oder § 13 BMVG zusätzlich
erhalten sollen. Warum die genauere Spezifizierung,
die im Begutachtungsentwurf enthalten war, gestri-
chen wurde und nun lediglich im Verhältnis MV-
Kasse – Sozialversicherungsträger ausgeführt ist,
bleibt unverständlich. Zwar sind die MV-Kassen
keine „staatlichen Behörden“ iSd § 1 Abs 2 DSG
2000, deren Eingriff in das Grundrecht auf Daten-
schutz Art 8 Abs 2 EMRK entsprechen muss. Im Hin-
blick darauf, dass im DSG 2000 unklar ist, ob eine
ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung nach § 8
Abs 1 Z 1 DSG 2000 (zu dessen Bedeutung s unten)
dem Art 8 Abs 2 EMRK entsprechen muss, sollten
aber § 11 Abs 2 und § 13 BMVG der Forderung des
Art 8 Abs 2 EMRK nach Transparenz und Vorher-
sehbarkeit des Eingriffs in das Grundrecht11) durch
eine durch Gesetz eingerichtete Stelle zumindest an-
satzweise entsprechen und wenigstens beispielhaft
Datenarten und Übermittlungszweck näher ausfüh-
ren, soweit eine solche Übermittlung angestrebt wird.
Die Konstruktion des § 11 Abs 2 Z 5 BMVG, dass die
Meldepflichten des AG gegenüber der MV-Kasse in
einem privatrechtlichen Vertrag näher ausgestaltet
werden, erinnert an eine Verordnungsermächtigung
des öffentlichen Rechts, allerdings mit einem völlig
unklaren Normungsauftrag. Eine solch intranspa-
rente Verpflichtung des Einzelnen zur Datenüber-
mittlung durch den Gesetzgeber steht im krassen Ge-
gensatz zur überaus strengen Judikatur des OGH zur
Transparenz von Datenübermittlungsklauseln von
Unternehmen und Banken.12) Für die Zulässigkeit
der Übermittlung von AN-Daten an die MV-Kassen
nach § 11 Abs 2 Z 5 und § 13 BMVG bedeutet dies,
dass die Nichteinhaltung der schutzwürdigen Ge-
heimhaltungsinteressen des AN nicht mit dem Vorlie-
gen einer ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigung
oder Verpflichtung iSd § 8 Abs 1 Z 1 DSG 2000 ge-
rechtfertigt werden kann. Beide Bestimmungen ent-
sprechen mE weder den Anforderungen des Art 8
Abs 2 EMRK – soweit dieser anwendbar ist – noch

7) Anlage zu Zl. 451.001/2-X/3a/2002 des BMSG.
8) Fraglich ist, ob die Versicherung durch Vergleich der „anonymi-

sierten“ Daten der MV-Kassen mit den eigenen Kundendaten die
Identität der AN feststellen könnte. In diesem Licht könnte zB die
Übermittlung des exakten Geburtsdatums eines AN keine ausrei-
chende „Anonymisierung“ bedeuten.

9) Insb in § 6 Abs 1 BMVG.
10) § 27 Abs 4 bis 6 BMVG.
11) Wildhaber/Breitenmoser in Internationaler Kommentar zur EMRK

Rz 556 ff zu Art 8 MRK.
12) ZB jüngst wieder OGH 13. 9. 2001, 6 Ob 16/01y, JBl 2002, 178.

Das BMVG bringt neue Datenübermittlungs-
pflichten für Arbeitgeber mit sich, die eine Mel-
depflicht des Arbeitgebers beim Datenverarbei-
tungsregister auslösen können. Die MV-Kassen
sollten die Arbeitgeber in den Beitrittsverträgen
zur Einholung einer Zustimmung bei deren Ar-
beitnehmern zum Datentransfer an die MV-Kas-
sen verpflichten.

„Information“ für die AN erstellen kann, die es an
die MV-Kasse zur Weiterleitung an den jeweiligen
AN zurücksendet. Der Begutachtungsentwurf zum
BMVG7) („Begutachtungsentwurf“) sah vor, dass die
MV-Kassen den Versicherungsunternehmen die Da-
ten nicht anonymisiert übermitteln, damit diese
selbst dem AN ein Angebote für den Abschluss einer
Pensionszusatzversicherung zusenden können. Die-
ser verfassungsrechtlich höchst bedenkliche Entwurf
wurde dahingehend „entschärft“, dass die MV-Kasse
nun der kooperierenden Versicherung lediglich „ano-
nymisierte“ Daten übermitteln und nur die MV-Kas-
sen die „Information“ der Versicherung an die AN
senden dürfen. Da dabei nach § 27 Abs 2 BMVG
ausdrücklich „auch das informationserstellende Un-
ternehmen zu bezeichnen ist“, erhält der AN zwar
letztlich wieder – vielleicht ungewollte – Werbung ei-
ner bestimmten Versicherung, diese kennt aber zu-
mindest nicht seinen Namen und seine Anschrift, so-
lange er das Anbot nicht annimmt.8) Die MV-Kassen
werden somit als eine Art Adresshändler iSd § 268
GewO für die Versicherung tätig, da sie – allerdings
in unüblich hohem Grad „maßgeschneiderte“ –
Dienstleistungen dritter Unternehmen an Personen
aus ihrer „Kundendatenbank“ versenden. Aus dem
Begutachtungsentwurf lässt sich auch der seltsam an-
mutende § 27 Abs 3 BMVG erklären, nach dem der
AN „hinsichtlich der Verwendung“ der ihm über die
MV-Kasse zugesandten „Information“ der Versiche-
rung „völlig frei“ ist. Dieser Hinweis auf die Freiheit
zur Verwendung der „Information“ – der sich im Be-
gutachtungsentwurf auf das Anbot bezog – ist über-
flüssig. Wie kann eine Information über deren
Kenntnisnahme hinaus „verwendet“ werden?

2. DATENÜBERMITTLUNG AN/AG –
SVT/MV-KASSE

In § 11 Abs 2 Z 5 BMVG wird bestimmt, dass der
Beitrittsvertrag zwischen MV-Kasse und dem beitre-
tenden AG die Meldepflichten des AG gegenüber der
MV-Kasse zu enthalten hat. Daraus lässt sich ableiten,
dass auch der AG direkt Daten an die MV-Kasse mel-
den sollen. Nach § 13 BMVG sind AG und AN ver-
pflichtet, den MV-Kassen über alle für das Vertrags-
verhältnis und für die Verwaltung der Anwartschaft
sowie für die Prüfung von Auszahlungsansprüchen
maßgebenden Umstände unverzüglich wahrheitsge-
mäß Auskunft zu erteilen. Was konkreter Inhalt der
Meldepflichten nach § 11 Abs 2 Z 5 BMVG und der
Mitwirkungsverpflichtung nach § 13 BMVG ist, lässt
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dem von § 8 Abs 1 Z 1 DSG 2000 selbst geforderten
hohen Regelungsniveau.13)

Eine weitere Rechtfertigungsmöglichkeit für den
Eingriff in die schutzwürdigen Geheimhaltungsinte-
ressen wären nach § 8 Abs 1 Z 4 DSG 2000 die über-
wiegenden berechtigten Interessen des Auftraggebers
oder eines Dritten an der Verwendung der Daten, die
nach § 8 Abs 3 Z 4 DSG 2000 in der Erfüllung einer
vertraglichen Verpflichtung zwischen Auftraggeber
und Betroffenen erforderlich sind. Grundsätzlich sind
die AN-Daten für die Verwaltung der Anwartschafts-
berechtigungen für die MV-Kassen sicher unerlässlich,
wie gesagt erhalten die MV-Kassen die AN-Daten aber
nach § 27 Abs 4 bis 6 BMVG ohnehin verpflichtend
von den SVT. Es können daher nur solche Daten „er-
forderlich“ sein, die die MV-Kassen nicht schon auf-
grund von § 27 Abs 4 bis 6 BMVG von den SVT er-
halten haben. Da § 27 Abs 4 bis 6 BMVG klar definie-
ren, dass die SVT die Daten an die MV-Kassen zu
übermitteln haben, widerspräche eine doppelte Einho-
lung der Daten sowohl von den SVT als auch von AG
bzw AN nicht nur der „Erforderlichkeit“ des § 8 Abs 1
Z 4 DSG 2000, sondern auch dem Wesentlichkeitsge-
bot des § 6 Abs 1 Z 3 DSG 2000, soweit diese Einho-
lung nicht zB den Zweck der Korrektur von falschen
Daten hat. Die Übermittlung von AN-Daten durch
den AG oder AN an die MV-Kassen nach § 11 Abs 2
Z 5 oder § 13 BMVG wäre daher aus Sicht des DSG
2000 nur dann zulässig, wenn diese Daten nicht von
den SVT nach § 27 Abs 4 bis 6 BMVG eingeholt wer-
den können. Sollten MV-Kassen dennoch vorhaben,
Daten (zB aus Kostengründen)14) nicht von den SVT,
sondern von den AG oder AN direkt einzuholen, so
sollten die AG in den Beitrittsverträgen nach § 11
Abs 2 BMVG verpflichtet werden, die Zustimmung
dafür von den AN einzuholen. Die Zustimmung wäre
nach § 8 Abs 1 Z 2 DSG 2000 ein Rechtfertigungs-

grund für den Eingriff in die schutzwürdigen Geheim-
haltungsinteressen, der die Übermittlung zulässig ma-
chen würde. Im Lichte des § 6 Abs 1 Z 3 DSG 2000
wäre aber auch eine Zustimmung keine vollkommen
„saubere“ Lösung der datenschutzrechtlichen Proble-
matik des § 11 Abs 2 Z 5 und des § 13 BMVG.

Bei einer Übermittlung der AN-Daten vom AG an
die MV-Kassen müssen die AG beachten, dass viele
von ihnen von der Meldung bei der Datenschutzkom-
mission bzw beim Datenverarbeitungsregister seit
dem DSG 2000 aufgrund des § 17 Abs 2 Z 6 DSG
2000 befreit sind. Dies, weil die aufgrund dieser Be-
stimmung erlassene Standard- und Musterverord-
nung15) in Standardanwendung 2 die „normal“ zur
Administrierung eines Arbeitsverhältnisses notwendi-
gen Datenverarbeitungen und – übermittlungen von
der Meldepflicht ausnimmt. Solange die Standardan-
wendung 2 nicht auch die MV-Kasse nennt, kann es
daher sein, dass ein privater Dienstgeber, der bislang
lediglich Daten im Rahmen der Standardanwendung
2 verarbeitet hat und somit nicht meldepflichtig war,
durch das Inkrafttreten des BMVG meldepflichtig
wird, wenn er danach tatsächlich Daten direkt an die
MV-Kassen übermittelt.16) Es ist anzunehmen, dass
sich kaum ein Dienstgeber dieser neu entstehenden
Pflicht bewusst sein wird. Entsprechende Aufklä-
rungsarbeit sollte daher geleistet werden oder – sinn-
voller – die Empfängerkreise in der Standardanwen-
dung 2 um die MV-Kassen ergänzt werden, wenn an
eine regelmäßige Datenübermittlung vom AG direkt
an die MV-Kasse gedacht ist.

13) Drobesch/Grosinger, Datenschutzgesetz, Kurzkommentar (2000) 138.
14) Nach § 27 Abs 4 bis 6 BMVG ist den SVT Kostenersatz für die

Datenübermittlung zu leisten.
15) BGBl II 2000/201.
16) Ebenso müsste eine bestehende Meldung aktualisiert werden.




